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Volkswirtschaftliche und industrielle Effekte  
der steigenden Verteidigungsausgaben in 
Deutschland

Thomas Obst / Klaus-Heiner Röhl, Juli 2026

Zusammenfassung
In diesem Beitrag werden die Auswirkungen der stark ansteigenden Verteidigungs-
ausgaben in Deutschland auf die gesamte Volkswirtschaft bis 2030 – dem Zieljahr 
der aktuellen mittelfristigen Finanzplanung des Bundes – sowie auf die Industrie 
als Lieferant der verteidigungsrelevanten Güter analysiert. Dabei wird auch auf Er-
gebnisse anderer Studien eingegangen und die europäische Dimension des Themas 
betrachtet. Die makroökonomischen Wirkungen des Ausgabenanstiegs von 2026 bis 
2030 auf Investitionen und das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland werden 
mit dem Oxford-Modell simuliert. Demnach sind die Wirkungen des Ausgabenanstiegs 
überschaubar: In den Jahren 2026 und 2027 wird das preisbereinigte BIP um rund  
0,7 Prozent und 0,9 Prozent höher gegenüber dem Basisszenario ausfallen. Danach 
fallen die weiterhin positiven Impulse geringer aus. Auch die Wirkung auf die deutsche 
Industrie bleibt angesichts des kleinen Anteils der Branche innerhalb des Verarbei-
tenden Gewerbes begrenzt, regional können Rüstungsstandorte aber profitieren. 
Europaweit können die Effekte noch geringer ausfallen, da die vier größten Volks-
wirtschaften neben Deutschland (Frankreich, Italien, Spanien und Großbritannien) 
aufgrund ihrer hohen Verschuldung bislang keinen zügigen Anstieg der Verteidi-
gungsausgaben planen. Zu beachten ist generell, dass das primäre Ziel der erhöhten 
Verteidigungsausgaben die äußere Sicherheit Deutschlands und Europas in einem 
veränderten geopolitischen Umfeld bildet. Die wirtschaftlichen Folgen sind als eine 
Sekundärwirkung zu verstehen und begrenzte wirtschaftliche Impulse sprechen nicht 
gegen eine politisch notwendige Stärkung der Bundeswehr.

Stichwörter: Verteidigungsausgaben, Industrie, Makroökonomisches Modell
JEL-Klassifikation: F47, H56, L64
DOI: 10.2373/1864-810X.26-03-02
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Zeitenwende und Verteidigungsausgaben in Europa
Die „Zeitenwende“ im Jahr 2022 hat nicht nur in Deutschland einen Bruch mit  
30 Jahren kooperationsorientierter Außenpolitik mit Russland eingeleitet. Europaweit 
verursachte die russische Invasion in der Ukraine einen Schockmoment, der zu erhöh-
ten Verteidigungsanstrengungen führt. Die Wiederwahl von Trump zum US-Präsidenten 
im November 2024 und seine erratische Außenpolitik, die Zweifel an der Bereitschaft 
zur Verteidigung europäischer Länder gegenüber einer russischen Aggression nährt, 
haben die Einsicht in sicherheitspolitische Notwendigkeiten in Europa weiter ge-
stärkt (Röhl/Bardt, 2025). Auf dem NATO-Gipfel in Den Haag wurde im Juni 2025 ein 
Fünf-Prozent-Ziel für den Anteil der Verteidigungsausgaben am nominalen Bruttoin-
landsprodukt (BIP) beschlossen, das auch verteidigungsrelevante Infrastruktur und 
Cybersicherheitsausgaben einschließt. Ohne diese Infrastrukturinvestitionen sollen 
die Verteidigungsausgaben mindestens 3,5 Prozent des BIP betragen. Bis auf Spanien, 
das das bisherige Zwei-Prozent-Ziel einhalten will, haben sich alle 32 NATO-Länder 
auf dieses Ziel verpflichtet, das bis 2035 erreicht werden soll (Bundesregierung, 2025).

Ein Kennzeichen der Phase niedriger Verteidigungsausgaben in Europa von Mitte der 
1990er Jahre bis zur russischen Invasion der Ukraine im Jahr 2022 war der geringe 
Investitionsanteil. Ein immer größerer Anteil des gesamten Verteidigungshaushalts 
entfiel auf Personalkosten und den Unterhalt der Streitkräfte (European Commission, 
2025). Die Daten der Europäischen Kommission zeigen zudem, dass sich die Zusam-
mensetzung der Verteidigungsausgaben der EU-Länder in den Jahren 2022 und 2023 
nur deshalb leicht von konsumtiven hin zu investiven Ausgaben verschoben hat, weil 
der Bereich der Militärhilfen ausgeweitet wurde. Hierzu zählen vor allem die Hilfen für 
die Ukraine. Bis 2021 lagen die konsumtiven Bestandteile der Verteidigungsausgaben 
bei rund 70 Prozent der Gesamtausgaben, mit rund 50 Prozent Personalkosten und 
20 Prozent sonstigen konsumtiven Ausgaben für den Unterhalt der Streitkräfte. Diese 
Ausgaben sind vor allem in der kurzen Frist nachfragewirksam, verbunden mit einem 
geringeren Fiskalmultiplikator als bei öffentlichen Investitionen, die mittelfristig auch 
den Kapitalstock erweitern und damit positive Effekte auf die Produktivität haben. 
Im Jahr 2014 – dem Jahr der Krim-Besetzung durch Russland und des Kriegsbeginns 
gegen die Ukraine im Donbas – erreichten die konsumtiven Ausgaben ihr Anteilsma-
ximum von fast 75 Prozent. Der jahrelange Investitionsmangel hat die Fähigkeiten der 
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europäischen Streitkräfte beeinträchtigt und den technologischen Abstand zu den 
USA im Verteidigungssektor seit Ende des Kalten Kriegs stark erhöht. Investitionen 
finanzieren auch Forschung und Entwicklung (FuE) im Verteidigungshaushalt selbst 
sowie in den beauftragten Unternehmen. Symptome dieses Defizits sind das Fehlen 
eines radarunsichtbaren Kampfflugzeugs der 5. Generation aus europäischer Fertigung 
oder die geringen Weltraum-, Cyber- und Drohnenfähigkeiten der Europäer insgesamt.

Hohe Investitionen in neue Beschaffungen und FuE erfordern jedoch beträchtliche 
Mittel, die aus den allgemeinen Staatshaushalten finanziert werden müssen. In einer 
Analyse der EU zu den wirtschaftlichen Wirkungen der steigenden Verteidigungs-
ausgaben (European Commission, 2025) wird angenommen, dass die EU-Mitglieder 
die zweckgebundene Flexibilisierung der EU-Schuldenregeln für eine schrittweise 
Steigerung ihrer Verteidigungsausgaben um 1,5 Prozentpunkte bezogen auf das eu-
ropäische BIP von 2025 bis 2028 nutzen. Diese Annahme deckt sich weitgehend mit 
dem Ausgabenpfad Deutschlands, der diese Steigerung von 2024 bis 2029 vorsieht 
(Deutscher Bundestag, 2025). Dies wären bezogen auf das EU-BIP für 2025 etwa  
280 Milliarden Euro zusätzliche Verteidigungsausgaben. 

Finanzielle Restriktionen 
Für die meisten größeren EU-Länder ist ein derart dynamischer Anstieg eine gewaltige 
Herausforderung. In diesem Kontext zeigt Abbildung 1 die Schulden- und aktuelle 
Haushaltslage der europäischen NATO- und EU-Länder ab 10 Millionen Einwohnern. 
Sowohl die Schuldenstandsquote als auch die Haushaltssalden für 2025 sind durch 
eine hohe Varianz zwischen den Ländern geprägt. Die nicht betrachteten kleineren EU- 
und NATO-Länder Dänemark, Norwegen, Ungarn, Slowakei, Luxemburg und die drei 
baltischen Staaten weisen zum Teil niedrige Schuldenstände auf und haben begonnen, 
ihre Verteidigungsanstrengungen ebenfalls zu erhöhen. Letzteres gilt speziell für die 
baltischen Länder Litauen, Lettland und Estland. Da diese sieben Staaten zusammen 
aber nur 30 Millionen Einwohner haben und – einschließlich des Nicht-Mitglieds Nor-
wegen – weniger als ein Zehntel zum BIP der EU beisteuern, sind die Auswirkungen 
ihrer Mehrausgaben auf europäischer Ebene moderat. Finanzielle Spielräume, die 
zugunsten einer höheren Verschuldung für Verteidigung genutzt werden könnten, 
weisen unter den wirtschaftsstärkeren  Ländern  ab 10 Millionen  Einwohnern neben 
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Abbildung 1: https://dl.iwkoeln.de/index.php/s/aTrRjx95qA7dHqx

Deutschland die kleineren EU-Länder Niederlande, Schweden und Tschechien auf. 
Polen hat seine Verteidigungsausgaben angesichts der Bedrohungslage an der Ost-
flanke der NATO bereits kräftig erhöht und führte 2025 mit 4,7 Prozent des BIP die 
NATO-Rangliste an (Handelsblatt, 2026).

Alle großen EU-Länder mit Ausnahme von Deutschland, das die Steigerung auf über 
3,5 Prozent des BIP bis 2030 in der mittelfristigen Finanzplanung des Bundesfinanzmi-
nisteriums unterlegt hat (BMF, 2026), sind aufgrund ihrer fiskalischen Restriktionen in 
ihren Haushalts- und Verteidigungsplänen trotz der NATO-Zielvereinbarung von Den 
Haag zurückhaltend bei der Steigerung der Ausgaben. Die wichtigsten europäischen 
Pfeiler der NATO – und der Abschreckung gegen Russland – sind die Atommächte 
Frankreich und das Vereinigte Königreich. In beiden Staaten lagen die Verteidi-
gungsausgaben in den letzten Jahren immer mindestens bei rund 2 Prozent des BIP, 
während viele europäische Länder einschließlich Deutschland eine beträchtliche 

Schuldenstand und Haushaltssalden europäischer NATO-Länder

Quellen: Eurostat; UK Statistical O�ice; Institut der deutschen Wirtscha�   

Abbildung 1

Schuldenstand und Saldo des ö�entlichen Haushalts der Länder mit mehr als 10 Millionen 
Einwohnern in Prozent ihres nominalen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2025
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Friedensdividende durch Unterschreitung des Zwei-Prozent-Werts einfuhren (Bardt, 
2021). Beide Länder tun sich derzeit schwer mit einer Erhöhung. In Frankreich und 
im Vereinigten Königreich wird der Anteil am BIP bis einschließlich 2027 nicht über  
2,5 Prozent hinaus anwachsen. Im Vereinigten Königreich trat Verteidigungsminister 
John Healy im Juni 2026 aus Protest gegen die Unterfinanzierung des britischen Vertei-
digungsplans zurück (The Guardian, 2026). Zwar ist ein Erreichen des 3,5-Prozent-Ziels 
nach der NATO-Übereinkunft erst ab 2035 notwendig, der fehlende Anstiegspfad in 
den vier neben Deutschland größten europäischen Volkswirtschaften (Frankreich, 
Vereinigtes Königreich, Italien und Spanien) lässt jedoch zumindest bis 2027 keine 
europaweit spürbaren wirtschaftlichen Wirkungen steigender Rüstungsausgaben er-
warten. Damit erscheinen die Berechnungen zu den volkswirtschaftlichen Wirkungen 
EU-weit steigender Verteidigungsausgaben (European Commission, 2025) zu positiv 
und auch die schnelle Ersetzung der US-Fähigkeiten in der NATO durch europäische 
Länder ist fraglich. 

Vor diesem Hintergrund werden im vorliegenden Beitrag die Auswirkungen der stark 
ansteigenden Verteidigungsausgaben auf die deutsche Volkswirtschaft bis 2030 – 
dem Zieljahr der aktuellen mittelfristigen Finanzplanung des Bundes – sowie auf die 
Industrie als Lieferant der verteidigungsrelevanten Güter analysiert. Zu beachten ist 
dabei, dass das primäre Ziel der erhöhten Verteidigungsausgaben die äußere Sicher-
heit Deutschlands und Europas in einem veränderten geopolitischen Umfeld bildet 
(Röhl/Bardt, 2025). Die wirtschaftlichen Folgen sind als eine Sekundärwirkung zu sehen 
und begrenzte wirtschaftliche Impulse dürfen nicht gegen eine politisch notwendige 
Stärkung der Bundeswehr sprechen. Nach einer kurzen Vorstellung bisheriger Studien- 
ergebnisse zur ökonomischen Wirkung von steigenden Verteidigungsausgaben wird 
auf die ökonomischen Effekte in der Industrie und auf regionale Branchenstandorte 
in Deutschland eingegangen. 

Erkenntnisse aus bisherigen Studien
Es gibt eine Reihe von Studien, die sich mit den ökonomischen Wirkungen steigender 
Rüstungsausgaben beschäftigen. Allerdings befasst sich der Großteil mit den USA und 
den langfristigen Auf- und Abrüstungszyklen seit den beiden Weltkriegen. Im Kontext 
dieser Untersuchungen wird deutlich, dass eine Erhöhung der Verteidigungsausgaben 
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von (knapp) 2 Prozent auf 3,5 Prozent des BIP in Deutschland und Europa keineswegs 
einen exorbitanten Anstieg darstellt. Noch in den 1960er Jahren lagen die US-Vertei-
digungsausgaben, die derzeit rund 3,5 Prozent des BIP betragen, bei bis zu 8 Prozent 
(Ilzetzki, 2025). Hinzu kommt, dass die Verteidigungsausgaben graduell ansteigen 
und die sektorspezifische Kapazitätsauslastung eine sofortige Umsetzung verzögern 
kann. Neben den Auswirkungen steigender Rüstungsausgaben wird in der Literatur 
auch eine mögliche Friedensdividende infolge von Abrüstungsphasen thematisiert, 
wie sie ebenfalls für Deutschland und Europa nach dem Ende des Ost-West-Gegen-
satzes seit Anfang der 1990er Jahre analysiert wurde (Bardt, 2021; Ilzetzki, 2025). Zu 
den Kernergebnissen international vergleichender Studien gehört, dass ein höherer 
Anteil inländischer Produktion von Rüstungsgütern und ein niedriger Offenheitsgrad 
der Volkswirtschaft zu einem höheren Fiskalmultiplikator steigender Rüstungsinvesti-
tionen führt (Ilzetzki et al., 2013). Kleinere offene Volkswirtschaften, die den Großteil 
ihrer Waffen importieren (aktuell in Europa etwa Polen oder die Niederlande), müssen 
entsprechend mit einem höheren Abfluss durch Importe rechnen (import leakage 
effect). Zu beachten ist hierbei aber, dass es oft Local-content-Vereinbarungen und 
Kompensationsgeschäfte gibt, die eine Beteiligung der heimischen Industrie vorsehen, 
was den import leakage effect mindern kann. Dies gilt zum Beispiel für die polnische 
Beschaffung koreanischer Panzer und Artillerie sowie für die litauische Bestellung 
deutscher Leopard-Panzer (Heiming, 2025; Lee, 2025). Deutschland als große und im 
internationalen Handel stark vernetzte offene Volkswirtschaft mit eigener Rüstungsin-
dustrie sollte bezüglich des makroökonomischen Multiplikators eine mittlere Position 
zwischen den USA und den kleineren europäischen Volkswirtschaften einnehmen. 
Der Offenheitsgrad der deutschen Volkswirtschaft (Anteil der Summe aus Exporten 
und Importen am nominalen BIP) liegt seit 2010 im Durchschnitt bei 79 Prozent und 
somit im internationalen Vergleich relativ hoch. In den USA liegt der Offenheitsgrad 
dagegen bei durchschnittlich 27 Prozent, in China bei 37 Prozent und in Italien bei 
58 Prozent. Diskutiert wird in der Literatur auch die Frage, inwieweit technologieori-
entierte Verteidigungsausgaben und militärische Forschung und Entwicklung (FuE) 
das Wachstum der Wirtschaft langfristig über eine erhöhte totale Faktorproduktivität 
anheben können. 
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Brancheneffekte
Durch höhere Verteidigungsausgaben entstehen unterschiedliche Auswirkungen auf 
die einzelnen Wirtschaftszweige und auf die Regionen einer Volkswirtschaft, in denen 
sich diese Branchen konzentrieren. Die deutsche Wirtschaft ist in die Beschaffung der 
Bundeswehr eingebunden, spielt aber auch eine wichtige Rolle in der Gesamtver-
teidigung etwa durch die Sicherung von Produktion und Lieferketten im Krisenfall, 
die Freistellung von Personal für Wehrübungen und Zivilschutz oder die Abwehr von 
Cyberangriffen und Sabotage (Bardt et al., 2026). Zugleich zeigen die Ergebnisse einer 
repräsentativen Befragung mit dem IW-Zukunftspanel, dass bislang nur eine kleine 
Minderheit von 4 Prozent der Unternehmen Militärtechnik oder Komponenten hierfür 
herstellt. Innerhalb der Industriezweige Elektrotechnik und Maschinenbau liegt der 
Anteil jedoch bei knapp einem Fünftel (Bardt et al., 2026). 

Die Bestellungen von neuen deutschen Waffensystemen durch das Bundesministerium 
der Verteidigung (BMVg) sind auch vier Jahre nach Beginn des Ukraine-Kriegs noch 
überschaubar. Die Leopard-Panzerflotte wird bis 2030 um 105 auf rund 430 aufgestockt, 
aufgrund der Nachbeschaffung der 18 an die Ukraine gelieferten Panzer beläuft sich 
die Bestellung auf 123 Einheiten (Bundeswehr, 2025). Für weitere 75 Kampfpanzer ist 
die Beschaffung zumindest geplant. Auch wurden nur wenige Puma-Schützenpanzer 
zusätzlich bestellt. Im Bereich der Ketten-Panzerfahrzeuge ist daher nicht von einem 
Übergang der aktuellen Manufakturfertigung zu einer Serienproduktion, wie sie in 
den 1970er und 1980er Jahren bestand, auszugehen. Der größte Teil des Aufwuchses 
im Bereich gepanzerter Landfahrzeuge soll offenbar auf den vielseitig nutzbaren und 
im Vergleich zu Kettenfahrzeugen schnell verlegbaren Radpanzer Boxer als Plattform 
entfallen, mit Versionen als Schützenpanzer, Flugabwehrpanzer, Artilleriesystem 
RCH155 und weiteren Spezialfahrzeugen. Hier stehen konkrete Bestellungen großer 
Stückzahlen zwar ebenfalls noch aus, erfolgen aber voraussichtlich 2026. Angesichts 
der ausgelasteten Produktionskapazitäten des Herstellers Rheinmetall erscheint ein 
Rückgriff auf Kapazitäten der unterausgelasteten Auto- und Nutzfahrzeugindustrie in 
einer Kooperation sinnvoll; KNDS als Fertigungspartner von Rheinmetall hat kürzlich 
mit einem bayerischen Autozulieferer die Boxer-Serienproduktion gestartet. 
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Im Sektor Luftfahrzeuge sind die Wirkungen bislang als relativ gering einzuschätzen. 
Die Bestellung von 20 Eurofighter-Kampfflugzeugen verhindert zusammen mit den 
Bestellungen der Projektpartner Italien und Spanien sowie vom Partner Vereinigtes 
Königreich initiierten Exporten einen Abbau von Kapazitäten bei Airbus in Manching 
(Bayern) und bei den Zulieferunternehmen, der andernfalls notwendig geworden 
wäre. Das gemeinsam mit Frankreich und Spanien geplante neue Luftwaffensystem 
FCAS wurde jedoch aufgrund von Unstimmigkeiten unter den Projektpartnern von 
Deutschland beendet (ESUT, 2026a). Der Weg zu einem Ersatzmodell – im Alleingang 
der deutschen Industrie oder beispielsweise mit Schweden – ist derzeit unklar. We-
sentliche Bestellungen im Luftbereich entfielen bislang auf US-Hersteller, wobei es 
beim Kampfflugzeug F-35 eine deutsche Fertigungsbeteiligung gibt (Röhl/Bardt, 2025). 

Im Marineschiffbau profitieren deutsche Werften von den steigenden Ausgaben, wobei 
die von Verzögerungen geplagte Fregattenklasse 126, die von einer niederländischen 
Werft als Ausschreibungsgewinner auf deutschen Werften endgefertigt werden sollte, 
ebenso wie das FCAS-Projekt im Juni 2026 vom Bundesverteidigungsministerium 
gestoppt wurde und eine Ersatzlösung durch kleinere Fregatten des Bestandsmodells 
Meko200 angestrebt wird (ESUT, 2026b). Im U-Boot-Bereich werden die Kapazitäten 
derzeit von Schleswig-Holstein auf Standorte in Mecklenburg-Vorpommern erwei-
tert, da – auch aufgrund ausländischer Bestellungen – die Kapazitäten nicht mehr 
ausreichen. Die Hauptwaffensysteme (weitreichende Luftzielraketen und eventuell 
zukünftig Marschflugkörper) deutscher Fregatten stammen aus den USA, europäische 
Alternativen sollen jedoch entwickelt werden.

Im Bereich der Munitionsproduktion sind die Wirkungen seit 2022 am deutlichsten 
erkennbar. Angesichts der Erkenntnis des damaligen Generalinspekteurs der Bun-
deswehr, Eberhard Zorn, dass die Bundeswehr zum Zeitpunkt des Angriffs auf die 
Ukraine „blank dastehe“ (Rieke, 2022) und des hohen Munitionsbedarfs des ange-
griffenen Landes, wurden ab 2023 umfangreiche Aufträge zur Munitionsproduktion 
vergeben. Rheinmetall errichtete ein neues Werk im niedersächsischen Unterlüß, 
das seit Herbst 2025 die Fertigung aufgenommen hat. Damit wird deutlich, dass die 
zusätzlichen Verteidigungsausgaben bislang eher nachfragewirksam in der kurzen 
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Frist sind, ohne (über die Munitionsproduktion hinaus) gewünschte positive Effekte 
auf den Kapitalstock zu entfalten.

Zu den Bereichen, in denen Deutschland einen starken Rückstand zu den führenden 
Ländern aufweist, zählt die weltraumbasierte Verteidigung bestehend aus Aufklärung, 
Kommunikation, Raketenabwehr und Abwehr gegnerischer Weltraumkriegsführung. 
Ende 2025 wurden vom Verteidigungsministerium umfangreiche Bestellungen im 
Umfang von 35 Milliarden Euro bis 2030 angekündigt (BMVg, 2025a), um die Fähig-
keitslücke in diesem für eine moderne Kriegsführung kritischen Bereich gegenüber 
den USA (Röhl/Bardt, 2025), aber auch gegenüber China und Russland zu schließen. 

Insgesamt zeigt sich, dass sich die Bestellungen durch die Bundesregierung und damit 
die industriellen Wirkungen der steigenden Verteidigungsausgaben auch vier Jahre 
nach der russischen Vollinvasion der Ukraine noch in der Anfangsphase befinden und 
erst mit dem starken Mittelaufwuchs ab 2026 deutlich zunehmen.

Regionale Auswirkungen
Obwohl Deutschland mit leistungsfähigen Unternehmen im Bereich bodengestützter 
Systeme, militärischer Luft- und Raumfahrt, Munition, Elektronik sowie Marinewerf-
ten die am breitesten aufgestellte Verteidigungsindustrie in Europa im konventio-
nellen Bereich aufweist, konzentrieren sich die Hersteller stark auf nur vier bis sechs 
Bundesländer (Röhl/Bardt, 2025). Diese regionale Konzentration wird durch eine 
aktuelle Auswertung der Stellenausschreibungen im Rüstungsbereich bestätigt. Fast  
78 Prozent der identifizierten offenen Stellen in Unternehmen der Rüstungsindustrie in 
Deutschland befinden sich in Niedersachsen, Bayern, Hessen und Baden-Württemberg. 
Niedersachsen allein weist ein Drittel der ausgeschriebenen Stellen auf (Steffes-lay, 
2026). Einschließlich Saarland und dem Werften-Standort Schleswig-Holstein beträgt 
der Anteil sogar 90 Prozent. Damit sind ebenso die positiven wirtschaftlichen Wir-
kungen durch die induzierte industrielle Expansion regional konzentriert, auch wenn 
Zulieferbeziehungen über die Bundeslandgrenzen hinausreichen. 

Untersuchungen für die USA zeichnen ein ähnliches Bild: Trotz einer großen und 
räumlich verteilten Rüstungsindustrie besteht eine Konzentration der führenden Werke 
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in bestimmten Bundesstaaten, die in Aufrüstungsphasen wirtschaftlich profitieren, 
während sich die negativen Effekte des Einkommensabflusses und eines Crowding-out 
über Inflation und Zinsanstieg in der gesamten Volkswirtschaft auswirken. Innerhalb 
eines Landes befinden sich die profitierenden Regionen in einem System fester Wech-
selkurse, was ein Import-leakage über aufwertungsinduzierte interregionale Import-
steigerungen verhindert (Ilzetzki, 2025). Die regionale Internalisierung der positiven 
Wirkungen führt daher trotz der Tatsache, dass jeder Bundesstaat oder jede Region eine 
kleine offene Volkswirtschaft bildet, zu hohen regionalen Multiplikatorwirkungen der 
steigenden Ausgaben (Nakamura/Steinsson, 2014). Dies ist für Wirkungen steigender 
nationaler Verteidigungsausgaben innerhalb des Euroraums ähnlich zu erwarten. 

Gesamtwirtschaftliche Wirkungen
Auf Basis einer Modellanalyse (siehe auch Hüther/Obst, 2025) werden die ökono-
mischen Auswirkungen der geplanten Verteidigungsausgaben auf die deutsche Volks-
wirtschaft bis zum Jahr 2030 – dem Zieljahr der aktuellen mittelfristigen Finanzplanung  

Entwicklung der Verteidigungsausgaben in Deutschland   Tabelle

Investitionen: Beschaff ung, Bauten, Forschung und Entwicklung; ab 2027 Schätzung. Hilfen für befreundete 
Länder und nicht aufgeschlüsselter Rest: z. T. Schätzung.
Quellen: BMVg, 2025b; Deutscher Bundestag, 2025; BMF, 2026; Bartole, 2026; Institut der deutschen Wirtschaft 

2025 2026 2027 2028 2029 2030
EP 14 laut mittelfristiger Finanzplanung 62,3 82,7 105,8 149,9 158,9 179,9
Sondervermögen 24,1 25,5 27,5 0 0 0
Hilfen für befreundete Länder 8,5 11,6 8,5 8,5 8,5 8,5
Nicht aufgeschlüsselter Rest 9,0 9,0 9,4 9,7 9,9 10,0
Insgesamt 103,9 128,8 151,2 168,1 177,3 198,4
davon: Investitionen 34,7 51,4 62,9 71,5 77,3 86,4

Investitionsanteil in Prozent 33,4 39,9 41,6 42,6 43,6 43,5
davon: konsumtive Ausgaben 69,1 77,4 88,3 96,6 100,0 112,1

Konsumanteil in Prozent 66,6 60,1 58,4 57,5 56,4 56,5
Verteidigungsausgaben in Prozent des BIP 2,4 2,8 3,0 3,3 3,5 3,8

Niveau und Struktur der Verteidigungsausgaben laut mittelfristiger Finanzplanung nach
investiven und konsumtiven Ausgaben in Milliarden Euro sowie Anteile in Prozent   
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des Bundes – analysiert. Dabei wird ein Szenario mithilfe des Oxford-Modells berech-
net; hierzu werden zunächst die ansteigenden Verteidigungsausgaben laut Finanz-
planung (Deutscher Bundestag, 2025) in investive und konsumtive Staatsausgaben 
unterteilt und als exogener Fiskalstimulus simuliert. Die Tabelle gibt einen Überblick 
über das Niveau und die voraussichtliche Struktur der Verteidigungsausgaben in 
Deutschland für die Jahre 2025 bis 2030.

Im Rahmen der folgenden Modellanalyse wird ein Szenario mit den in der Tabelle 
dargestellten Verteidigungsausgaben mit einem Basisszenario ohne den Anstieg der 
öffentlichen Ausgaben verglichen. Damit wird aufgezeigt, inwiefern eine expansive 
Fiskalpolitik makroökonomisch relevante Effekte in den nächsten vier Jahren mit 
sich bringt. Das zugrunde liegende Oxford-Modell ist ein makroökonomisches Modell 
der globalen Wirtschaft, das sowohl auf theoretischen Zusammenhängen als auch 
auf empirisch ermittelten Parametern beruht (Oxford Economics, 2026). Es erlaubt 
makroökonomische Simulierungen über einen Zeithorizont von fünf und zehn Jahren. 
Das Modell integriert monatlich die aktuellen Datenveröffentlichungen. Das Basis- 
szenario bezieht sich auf die von Oxford Economics selbst erstellten Prognosen für 
die einzelnen Volkswirtschaften vom März 2026. 

In der kurzen Frist hängt die gesamtwirtschaftliche Nachfrage von den Verwendungs- 
aggregaten wie dem privaten Konsum, dem Staatskonsum und den öffentlichen In-
vestitionen ab. Dies entspricht der Verwendungsrechnung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen. In der kurzen Frist sind vorwiegend nachfrageseitige Faktoren 
ausschlaggebend. Effekte verschiedener Wirtschaftspolitiken auf makroökonomische 
Aggregate wie das reale Bruttoinlandsprodukt oder die Inflationsrate können analy-
siert werden. Das Modell erfasst sowohl den direkten Effekt der modellierten Verän-
derungen auf das reale BIP als auch die damit verbundenen Multiplikatoreffekte, die 
über Zweitrundeneffekte erst zeitverzögert eintreten. In der langen Frist ist das Modell 
monetaristisch, sodass die langfristige Wirtschaftsentwicklung von angebotsseitigen 
Faktoren wie dem Arbeitsangebot, dem Humankapital oder dem Kapitalstock maß-
geblich bestimmt wird. Das Modell umfasst auch die Staatskonten, sodass fiskalische 
Effekte (beispielsweise die Staatsverschuldung) abgeschätzt werden können. 
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In dem vorliegenden Szenario werden die öffentlichen Investitionen zwischen 2026 
und 2030 entsprechend der mittelfristigen Finanzplanung jährlich erhöht. Es werden 
leichte Verzögerungen im Geschäftsablauf aufgrund ausgelasteter Kapazitäten in der 
Rüstungsindustrie angenommen, sodass im ersten Jahr abweichend von der Finanz-
planung, der zufolge Mehrausgaben von knapp 17 Milliarden Euro gegenüber dem 
Vorjahr 2025 veranschlagt sind (siehe Tabelle), die investiven Staatsausgaben nur um 
14,7 Milliarden Euro zunehmen. Da die investiven und konsumtiven Verteidigungsaus-
gaben 2027 und 2028 weiter dynamisch ansteigen, wird in den Modellannahmen von 
weiteren leichten Verschiebungen der Ausgabenwirksamkeit in beiden Bereichen von 
je 1 Milliarde Euro bis ins Jahr 2029 ausgegangen. Damit wird der reale Ausgabepfad in 
der Modellierung leicht geglättet. Ansonsten folgt die Anpassung den veranschlagten 
Ausgaben (BMF, 2026) mit einer eigenen Schätzung der konsumtiven und investiven 
Anteile auf Basis der Haushalte 2025, 2026 und, soweit bereits bekannt, 2027 (siehe 
Tabelle). In Summe kommen zwischen 2026 und 2030 zusätzlich 51,6 Milliarden 
Euro an öffentlichen Investitionen hinzu, wenn man die addierten Zusatzausgaben 
zum jeweiligen Vorjahr betrachtet. Für die konsumtiven Ausgaben für Personal und 
Unterhalt der Streitkräfte gibt der Staat zusätzlich 42,9 Milliarden Euro über die nächs- 
ten fünf Jahre aus, wobei die Mehrausgaben zum Vorjahr jährlich zwischen 8 und 12 
Milliarden Euro betragen und gleichmäßig verteilt sind. Ausnahme ist das Jahr 2029, 
in dem der jährliche Zusatz-Ausgabeposten nur rund 4 Milliarden Euro beträgt. Dieses 
Verteidigungsausgabenszenario wird nachfolgend mit dem Basisszenario verglichen.

Basierend auf der Literatur zu unterschiedlichen Fiskalmultiplikatoren im Kontext 
kleiner und offener versus großer und eher geschlossener Volkswirtschaften (Iltzetzki, 
2025) nehmen wir an, dass ein höherer Anteil inländischer Produktion von Rüstungsgü-
tern in Deutschland stattfindet. Somit liegt der Importanteil der expansiven Staatsaus-
gaben in unserem Szenario zwischen 30 und 40 Prozent. Damit fällt der Einkommens-
abfluss ins Ausland etwas geringer aus und stärkt die inländische private Investitions-
tätigkeit. Andere Studien für die EU (European Commission, 2025) gehen von lediglich  
20 Prozent Importanteil der zusätzlichen Verteidigungsausgaben – allerdings für die 
EU insgesamt als große Volkswirtschaft – aus. 
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Abbildung 2 stellt die zentralen Ergebnisse der Simulation für den Zeitraum 2026 bis 
2030 dar. Die zusätzlichen Staatsausgaben für Verteidigung führen zu einem positiven 
Effekt auf das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt. Das BIP-Niveau liegt im ersten 
Jahr nach dem fiskalischen Stimulus rund 0,7 Prozent höher als im Basisszenario. 
Das entspricht in absoluten Werten einem Anstieg von rund 24 Milliarden Euro und 
liegt so nur knapp oberhalb der staatlichen Ausgaben von 23,5 Milliarden Euro. Der 
Fiskalmultiplikator liegt damit etwas höher als 1. Das zeigt auch der Vergleich der 
summierten fiskalischen Mehrausgaben mit dem kumulierten BIP-Effekt über fünf 
Jahre. So liegt der gesamte fiskalische Stimulus bei rund 95 Milliarden Euro, der reale 
BIP-Effekt insgesamt bei etwas mehr als 96 Milliarden Euro. Über Zweitrundeneffekte 
stellen sich weitere Effekte verzögert ein. Die realen Importe steigen aufgrund der 
höheren inländischen Nachfrage im ersten Jahr 2026 zunächst um knapp 0,6 Pro-
zent an, liegen im Jahr 2027 aber bereits 1 Prozent über dem Basisszenario. Im Jahr 
2030 liegt das Niveau der Importe immer noch etwas mehr als 0,6 Prozent höher als 
ohne die zusätzlichen Verteidigungsausgaben. Dieser Einkommensabfluss verrin-
gert insgesamt die positiven BIP-Effekte. Das reale BIP wird in den Jahren 2027 um  
0,9 Prozent und 2028 um 0,4 Prozent über dem Niveau im Basisszenario liegen. Dieser 
Effekt schwächt sich aufgrund der weniger stark ansteigenden fiskalischen Ausgaben 
im Jahr 2029 deutlich ab, und steigt 2030 erneut auf 0,6 Prozent an. 

Die positiven BIP-Effekte ergeben sich vor allem durch höhere staatliche und private 
Investitionen. Die preisbereinigten gesamten Investitionen steigen zunächst kräftig 
und sind 2026 bereits 2,3 Prozent und 2027 rund 3 Prozent höher als im Basisszenario. 
Getrieben wird die Entwicklung einerseits über die zusätzliche Nachfrage aufgrund der 
höheren Fiskalausgaben und positiven BIP-Effekte. So nimmt die Kapazitätsauslastung 
in der deutschen Industrie zu und liegt 2026 mit etwas mehr als 79 Prozent um gut  
1 Prozent über dem Basisszenario. Trotzdem bleibt sie damit unter dem historischen 
Durchschnitt. Im Jahr 2030 liegt sie rund 0,6 Prozent höher als im Basisszenario. Somit 
bleiben die gesamtwirtschaftlichen Preiseffekte überschaubar. Die Inflationsrate (hier 
nicht dargestellt) liegt oberhalb der Zielinflation von 2 Prozent, in der Spitze im Jahr 
2027 um 0,16 Prozentpunkte höher als ohne die zusätzlichen Staatsausgaben. Der 
Leitzins der Zentralbank liegt auch nur unwesentlich höher als im Basisszenario und 
sinkt auf ein Niveau von knapp über 2 Prozent bis 2030. Damit werden die Investitionen 
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nicht weiter gebremst. Die Unternehmen passen ihre Investitionspläne an die neue 
Situation mit zusätzlichen öffentlichen Aufträgen an. Besonders die verteidigungs-
relevanten Ausrüstungsinvestitionen (hier nicht dargestellt) nehmen zu und steigen 
im Jahr 2026 um 1,3 Prozent und 2027 um 2,3 Prozent gegenüber dem Basisszenario 
an. Es kommt somit wie in anderen Studien (IMF, 2026) zu einem Crowding-in von 
privaten Investitionen aufgrund der höheren Staatsausgaben. Jedoch ist der Anstieg 
der Unternehmensinvestitionen im Jahr 2029 im Vergleich zum Vorjahr deutlich 
geringer, da der fiskalische Impuls in diesem Jahr spürbar zurückgeht, bevor die 
rüstungsbezogenen Staatsausgaben im Jahr 2030 nochmal deutlich zunehmen. Ins-
gesamt zeigt die Simulation, dass die höheren Verteidigungsausgaben von kumuliert 
95,4 Milliarden Euro zwar einen temporären Nachfrageanstieg auslösen, welcher das 
BIP-Niveau erhöht.  Mit  zunehmendem  Zeitverlauf  gehen die positiven  Effekte  aber 

Abbildung 2: https://dl.iwkoeln.de/index.php/s/fk3jyLYkywYGkYQ

Makroökonomische E�ekte höherer Verteidigungsausgaben 
in Deutschland    

Quellen: Oxford Economics; Institut der deutschen Wirtscha�

BIP, Investitionen und Importe: preisbereinigte Werte. 1)Basisszenario: ohne zusätzliche Staatsausgaben für 
Verteidigung.   

Abbildung 2
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zurück und positive Produktivitätseffekte heben den Potenzialoutput mittelfristig nur 
geringfügig an (0,1 Prozentpunkte). 

Die höheren Verteidigungsausgaben bleiben nicht ohne Wirkung auf die staatliche 
Verschuldung. Die nominale Gesamtverschuldung liegt im Jahr 2026 um 0,5 Prozent 
höher als im Basisszenario. Sie steigt dann kräftig über die Jahre an und liegt im Jahr 
2029 knapp 2 Prozent über dem Basisszenario. In absoluten Werten sind das zusätzlich 
rund 64 Milliarden Euro im Jahr 2029. Zum Staatsschuldeneffekt kommen die etwas 
höheren Zinskosten für die gesamte Volkswirtschaft durch die zusätzliche Kreditauf-
nahme. Die Staatseinnahmen steigen zwar ebenfalls durch die positiven BIP-Effekte, 
reichen aber nicht aus, um das höhere staatliche Defizit auszugleichen. Somit werden 
die zusätzlichen Verteidigungsausgaben zu einem großen Teil kreditfinanziert, was 
der historischen Erfahrung entspricht (IMF, 2026).

Einordnung im Vergleich mit anderen Studien zur EU
Die bereits genannte Studie für die EU findet ebenfalls positive BIP-Effekte, mit einer 
Zunahme zwischen 0,3 und 0,6 Prozent (European Commission, 2025). Die Effekte 
hängen dabei stark von dem Grad der Offenheit der Volkswirtschaft und dem Anteil 
der FuE-Ausgaben ab. In der EU-Studie werden drei Szenarien gerechnet: Ein erstes 
Szenario simuliert den Anstieg der Verteidigungsausgaben. Hier wird der höchste 
Effekt im Jahr 2028 erwartet und das BIP liegt dann um 0,5 Prozent höher als im 
Basisszenario ohne steigende Verteidigungsausgaben. Bis 2030 geht der weiterhin 
positive Niveauunterschied beim BIP auf 0,35 Prozent zurück. Im zweiten Szena-
rio, mit einem zusätzlich höheren Anteil von FuE aus dem Ausgabenanstieg, sind 
die Produktivitätseffekte entsprechend höher und das BIP würde 2029 um etwa  
0,6 Prozent höher liegen als im Basisszenario. Ein drittes Szenario nimmt eine Erhöhung 
der Importquote an den Verteidigungsausgaben an. Dies vermindert die BIP-Effekte, 
und entsprechend würde das BIP im Jahr 2029 nur um rund 0,3 Prozent höher liegen 
als im Basisszenario. Die Effekte auf die Inflationsrate und Staatsverschuldung sind 
ähnlich zur IW-Simulation. So würde die Staatsverschuldung ebenfalls graduell im 
ersten Szenario ansteigen und 2028 etwa 2 Prozentpunkte höher liegen als ohne die 
zusätzlichen Verteidigungsausgaben. Die Preiseffekte bleiben überschaubar. Die Ver-
braucherpreise würden bis 2028 im Durchschnitt um 0,2 Prozentpunkte höher liegen. 
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Insgesamt sind die Wirkungen in den EU-Modellrechnungen trotz des angenommenen 
zügigen Anstiegs der Verteidigungsausgaben bis 2028 – der wie gezeigt für vier der fünf 
größten europäischen Volkswirtschaften unrealistisch erscheint – begrenzt (European 
Commission, 2025). Die wirtschaftliche Aktivität nimmt kurzfristig moderat zu, während 
die EU-Schuldenquote im Vergleich zum Basisszenario steigt.

Eine aktuelle Studie des Internationalen Währungsfonds (IMF, 2026) untersucht in 
einer makroökonomischen Modellsimulation ebenfalls den geplanten Anstieg der 
Verteidigungsausgaben in der EU, welcher sich laut IMF-Annahme im Jahr 2026 auf  
1 Prozent am BIP beläuft und bis 2030 auf 1,3 Prozent ansteigt. Dabei werden die zu-
sätzlichen Verteidigungsausgaben zu 80 Prozent in konsumtive und 20 Prozent in inves- 
tive Staatsausgaben aufgeteilt. Die Importquote liegt wie in der EU-Studie (European 
Commission, 2025) bei 20 Prozent und betrifft vorwiegend den Anteil der öffentlichen 
Investitionen. Hinzu kommt, dass die IMF-Studie davon ausgeht, dass bis 2028 alle 
zusätzlichen Staatsausgaben kreditfinanziert werden und erst danach auch höhere 
Staatseinnahmen die zusätzlichen Verteidigungsausgaben gegenfinanzieren. Gemäß 
dem IMF-Szenario wird für die europäischen Länder ein Anstieg des realen BIP um  
0,7 Prozent im Jahr 2026 und um 0,9 Prozent bis 2028 projiziert, danach stabilisiert sich 
die Entwicklung weitgehend und der BIP-Effekt bleibt bis nach 2030 positiv. Das liegt 
vor allem an der öffentlichen Investitionskomponente des Stimulus, die langfristig die 
Produktivität erhöht und private Investitionen im Modell anregt (crowding-in-effect). 
Ähnlich zu der hier vorliegenden Simulation steigt im IMF-Szenario der Leitzins an, 
da die Geldpolitik auf die höhere Inflation reagiert. Der Wechselkurs des Euro wertet 
auf. Der Verlust an außenwirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit sowie die Annahme, 
dass ein Teil des Verteidigungsstimulus für den Import militärischer Ausrüstung 
aus dem Ausland verwendet wird, führen insgesamt zu einer Verschlechterung der 
Leistungsbilanz. Dieser Effekt erreicht im Jahr 2028 mit 0,4 Prozent des BIP seinen 
Höchststand und stabilisiert sich anschließend bei 0,3 Prozent. Die IW-Simulation mit 
dem Oxford-Modell findet ebenfalls einen negativen Einfluss steigender Investitions-
ausgaben auf die Leistungsbilanz, welcher über den Betrachtungszeitraum von fünf 
Jahren anhält (nicht dargestellt in Abbildung 2).
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Rüstungsinnovationen und Produktivitätseffekte
Die ökonomischen Wirkungen höherer Verteidigungsausgaben können über die 
Modellergebnisse hinaus beeinflusst werden, wenn der Staat in neue Technologien 
investiert und Verteidigungsinnovationen fördert, die in den zivilen Bereich ausstrah-
len und dauerhaft die gesamtwirtschaftliche Produktivität erhöhen. Untersuchungen 
für die USA zeigen, dass dies insbesondere für Dual-use-Güter und -Technologien 
gilt, die leichter als „reine“ Waffen den Weg in breitere zivile Anwendungen finden 
(Ilzetzki, 2025). Langfristige positive Effekte öffentlicher FuE-Investitionen einschließ-
lich Rüstungs-FuE konstatieren für die USA auch Antolin-Diaz und Surico (2025), die 
ähnlich wie in der IW-Simulation einen kurzfristigen BIP-Multiplikator steigender 
Verteidigungsausgaben von 1, aber einen höheren Multiplikator in der langen Frist 
empirisch ermitteln. Die Studie des IMF (2026) findet ebenfalls einen Multiplikator 
höherer Verteidigungsausgaben von knapp 1 in der mittleren Frist. Dieser steigt über 
1 unter der Voraussetzung einer akkommodierenden Geldpolitik. 

In den USA ist der Forschungs- und Entwicklungsanteil der Verteidigungsausga-
ben vergleichsweise hoch. Im Budgetjahr 2025 betrugen die FuE-Ausgaben knapp  
144 Milliarden US-Dollar oder 16 Prozent der Verteidigungsausgaben (PGPF, 2026). 
Demgegenüber fällt der FuE-Anteil der deutlich geringeren deutschen Verteidigungs-
ausgaben ebenso wie jener der anderen europäischen Länder moderat aus: Im Jahr 
2025 flossen aus dem Bundeswehretat etwas über 1,5 Milliarden Euro oder knapp 
2 Prozent der deutschen Verteidigungsausgaben in FuE. Mit der Defense Advanced 
Research Projects Agency (DARPA) verfügen die Vereinigten Staaten zudem über eine 
Agentur, die verteidigungsrelevante Technologien im Deep-Tech-Segment langfristig 
vorantreibt und dabei Unabhängigkeit gegenüber direkten politischen Weisungen 
und eine hohe Flexibilität in der Projektauswahl besitzt (Yerger, 2024). Gegründet 
wurde die Agentur 1958 nach dem „Sputnik-Schock“ als Advanced Research Projects 
Agency (ARPA) mit einem breiten Technologieansatz. Im Jahr 1972 erfolgte infolge des 
Ausbaus weiterer ziviler Forschungsinstitutionen die Beschränkung auf Verteidigungs- 
und Dual-use-Technologien sowie die Umbenennung in DARPA (Yerger, 2024). 2026 
beträgt ihr Budget knapp 5 Milliarden US-Dollar. Zu den Erfolgen der DARPA zählt 
beispielsweise die Entwicklung des Arpanets, eines militärischen Internet-Vorläufers. 
Gemessen an den FuE-Aufwendungen amerikanischer Technologiekonzerne, die 
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sich auf mehrere 100 Milliarden US-Dollar pro Jahr belaufen, ist das DARPA-Budget 
allerdings bescheiden.

Die EU plant unter anderem aufgrund der FuE-Schwäche europäischer Verteidi-
gungsbudgets den Aufbau von Strukturen für die Erforschung neuer Technologien 
im Verteidigungssektor in Anlehnung an die DARPA. Erste Schritte sind das 2022 ins 
Leben gerufene European Defence Innovation Scheme (EUDIS) mit einem finanziellen 
Volumen von 2 Milliarden Euro im Jahr 2025 sowie der Hub for EU Defence Innovation 
(HEDI). Bislang ist der weitere Finanzierungsaufwuchs jedoch unklar. Zudem stagnieren 
die europäischen FuE-Ausgaben im Verteidigungsbereich trotz steigender Verteidi-
gungsbudgets (Teer/Spatafora, 2025). Aber auch die Kompetenz der EU in Verteidi-
gungsfragen ist begrenzt, sodass sich die Frage stellt, wie die EU-Aktivitäten nationale 
FuE-Anstrengungen der Mitglieder unterstützen, ergänzen oder gar ersetzen könnten. 

Fazit
Die makroökonomischen Wirkungen der kräftig steigenden Verteidigungsausgaben 
zur Erreichung des 3,5-Prozent-Ziels bis 2029 sind voraussichtlich überschaubar. Dies 
gilt, obwohl Deutschland ein führender Produzent von Rüstungsgütern in Europa ist 
und als große Volkswirtschaft einen geringeren Leakage-Effekt als kleine Ökonomien 
mit wenig eigener Rüstungsindustrie hat. In den Jahren 2026 und 2027 bewirken 
die höheren Verteidigungsausgaben einen Niveaueffekt auf das deutsche BIP von 
je rund 0,7 Prozent und 0,9 Prozent gegenüber dem Basisszenario. Danach nimmt 
dieser positive Impuls ab. Insgesamt entspricht der BIP-Effekt in etwa den pro Jahr 
jeweils zusätzlichen Staatsausgaben gegenüber dem Vorjahr. Daraus folgt ein Fiskal-
multiplikator von 1. Der Multiplikator nimmt bei einem geringeren Importanteil der 
zusätzlichen Verteidigungsausgaben zu. Er ist jedoch niedriger bei einem höheren 
konsumtiven Anteil der fiskalischen Mehrausgaben. Die makroökonomische Simulation 
zeigt außerdem, dass die höheren Verteidigungsausgaben – die seit vergangenem Jahr 
oberhalb von 1 Prozent des BIP von der Schuldenbremse ausgenommen sind – die 
staatliche Schuldenlast und mittelfristig das Preisniveau in Deutschland erhöhen. 

Höhere und längerfristige Effekte wären möglich, wenn die Rüstungsausgaben durch 
die Entwicklung neuer Technologien die Produktivität der Volkswirtschaft insgesamt 
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erhöhen. Dies wäre jedoch allenfalls langfristig nach 2030 und damit jenseits des 
Modellhorizonts dieses Beitrags zu erwarten, etwa wenn die geplanten Ausgaben 
für Weltraumsysteme und elektronische Kriegsführung zu vermehrten Investitionen 
und Innovationen in der Luft- und Raumfahrt sowie in der IT-Industrie führen. Diese 
Effekte würden dann auch auf andere Wirtschaftsbereiche ausstrahlen. Die Effekte 
in der Industrie sind aufgrund der (bezogen auf die Größe des Sektors) begrenzten 
Bestellungen heimischer Waffensysteme ebenfalls überschaubar. Regional können 
die Wirkungen aufgrund der Konzentration der deutschen Rüstungsstandorte auf 
wenige Bundesländer aber durchaus stärker spürbar sein. 
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The Economic and Industrial Effects of Rising Defence Spending in  
Germany
The present study analyses the impact of Germany’s sharp rise in defence spending both on its economy 
as a whole (calculated up until 2029, the final year of the federal government’s current medium-term 
budgetary framework) and on manufacturing industry as a supplier of defence-related goods. The 
paper also draws on the findings of other studies to explore parallel developments across Europe. 
The macroeconomic effects of the rise in expenditure on investment and gross domestic product 
(GDP) in Germany from 2026 to 2029 are simulated using the Oxford model. This suggests that the 
impact will be modest. In 2026 and 2027, price-adjusted GDP will be around 0.7 per cent and 0.9 per 
cent higher compared to the baseline scenario. Thereafter, the effect will continue to be positive but 
less pronounced. The impact on German industry will be limited as well, since defence represents 
only a small proportion of overall manufacturing. Regional clusters may benefit more significantly, 
however. Across Europe, the effects are likely to be even more minor. Due to their already high levels 
of government borrowing, the next four largest economies (France, Italy, Spain and the UK) are not 
currently planning a rapid increase in defence spending. It should be noted that the primary objective 
of raising defence expenditures is to ensure the external security of Europe as a whole, and of Ger-
many in particular, in a changed geopolitical environment. The economic consequences should be 
understood as secondary, and the resulting modest economic stimulus not considered an argument 
against the political necessity of strengthening Germany’s armed forces.


